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der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

REPUBLIK OSTERREICH 
XIII. Gesetzgebungsperiode 

BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWALTUNG 

1010 Wien, den ............... .?5 ... I1ti:L .................. 197.? 

ZI.20.029/8-6-1/72 
366 //\.8. 

zu -----If3 Jf / J. 

Präs. am.JJ~.li~L)972 

Stuben ring 1 
Telephon 57;6 55 

B e a n t w 0 r tun ß 

der Anfrage der Abgeordneten MELTER und Genossen 
an den Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung 
betreffend den Entwurf einer 29.ASVG-Novelle 

(No.434/J) 

Die Herren Abgeordneten I'1ELTER und Genossen haben 
hinsichtlich der im Entwurf der 29.Novelle zum ASVG 
vorgesehenen Neuordnung der Organisation der landwirt­
schaftlichen Bozialversicherung, wonach die Durchfüh­
rung der Krankenversicherung und Pensionsversicherung 
der Landarbeiter von den Gebietskrankenkassen bzw. der 
Pensionsversicherungs.anstal t der Arbeiter und die Durch­

führung der. Unfallversicherung der Landarbeiter von der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt übernommen werden 
sollen, darauf hingewiesen, daß in letzter Zeit eine 
Alternative zu dieser Konstruktion diskutiert werde.Dem­
nach sollen in der neu zu schaffenden Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern alle drei Versicherungszweige für 
Selbständige und Unselbständige (Landwirte und Land­
arbeiter) vereinigt werden. 

Die.genannten Abgeordneten richten in diesem Zu- ~ 
sammenhang an mieh folgende Anfrage: 

Welchen Standpunkt vertreten Sie zu diesem Alter­
nativvorschlag ? 

In Beanh'lortung dieser Anfrage beehre ieh mich 

folgendes mitzuteilen: 
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Dem im Ent\'iurf der 29.Novelle zum ABVG entwickelten 

Konzept zur Neuordnung der Organisation der Sozialver­
sicherung im Bereich der Land- und Forstvlirtschaft lag 
das Bestreben zugrunde, neben der Berücksichtigung der 
beruflichen Besonderheiten einen möglichst großen 
Rationalisieru..ngseffekt in vervlal tung s.ökonomi scher Hin­
sicht dadurch zu erreichen, daß die Versichertengruppen, 
deren Sozialversicherungsrecht nach denselben Vorschrif­
ten geregelt ist, mögliChst von einem Versicherungsträger 
betreut itlerden. Im Bereich der Krankenversicherung gel­
ten für die landvürtschaftlichen Dienstnehmer ebenso wie 
für die gewerblichen Dienstnehmer die Vorschriften des 
ASVG, für die Selbständigen in der Land- ~nd Forstwirt­
schaft hingegen die Vorschriften des B-KVG. Es lag daher 
nahe, die land'llirtschaftlichen Dienstneh!!1er dem Versiche­
rungsträger zuzuordnen, der bereits die Krankenversiche­
rung nach dem ASVG durchführt, nämlich der Gebietskranken­

kasse$ Wollte man die Kr~nkenversicherung der landwirt­
schaftlichen Dienstnehmer der Sozial versicherungsanstalt 

der Bauern z'L~'Joleisen, müßte die seI' Versicheru.ugsträger 
z~'lei - insbesondere bei trags- lmd leistungsrechtlich -
voneinander völlig verschiedene Krankenversicherungs­
systeme d.urchführen. Das gleiche gilt für die Pensions­
versicherung. Auch hier soll die nach dem ASVG geregelte 
Pensionsversicherung der Landarbeiter von dem Versiche­
rungsträger durchgeführt werden, der schon bisher für 
die Pensionsversicherung der Arbeiter bei den gewerb­
lichen Dienstnehmern zuständig ist, so wie auch gegen­
wärtig schon die Pensionsversicherungsanstalt der Ange­
stellten einen '.Peil der landwirtschaftlichen Dienst­
nehmer, nämlich d.ie Gutsangestellten in der Pensions­
versicherung der Angestellten betreut .. Wollte man dem 
Vorschlag nähertreten, bei der Soz.ialversicherungsanstalt 
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der Bauern alle Versicherungszweige für Selbständige 
und Unselbständige zu konzentrieren, würde dies be­
deuten, daß auch die Gutsangestellten aus der Pen­
sionsversicherungsanstalt der Angestellten herausge­
lÖßt werden müßten und die Sozial versicherungsanstalt 
der Bauern sodann die Pensionsversicherung für ihre 
Versicherten nach drei verschiedenen Vorschriften, 
nämlich der PensioYlsversicherung der Arbeiter, der 

. Pensionsversicherung der Angestellten und der Bauern­

Pensionsversicherung durchzuführen hätte. J~ der Un­

fa.llversicherung gilt Z1J'lar für alle Versichertengrup­
pen das gleiche Recht, doch bestehen auch hier, insbe­
sondere in verf8.hrensrechtlicher Hinsicht Unterschiede 
z,,"lischen Dienstnehmern und Selbständigen, die es ange­

zeigt erscheinen lassen, die Unfe .. llversicherm:lg der 
Dienstnehmer bei einem Versicr~erungsträger gemeinsam 

zu führen. Bei der im Entvrurf der 29oNovelle zum ASVG 
vorgesehenen Regelung gilt für jeden der betroffenen 
Versichenmgsträger bei allen seinen Versicherten das 
gleiche Recht .. Dies hat auch den nicht zu übersehenden 
Vorteil, daß sich eine divergierende Praxis in der Aus­

leglmg derselben Vore·chriften durch verschiedene Ver­
sicherungsträger, vlie es gegem4ärtig öfter der ]!'all ist, 
nicht mehr entwickeln karill, was nicht zuletzt im Inter­
esse der Versicherten liegt. Bei dem in der Anfrage be­
zogenen Alternati vvor~3chlag hätte die Sozial versiche­
rungsanstal t der Bauern die Krankenv'ersicherung nach 
zwei, die Pensionsversicherung sogar nach drei ver­
schiedenen Rechtssystemen durchzuführen. Daß dies die 
Geßchäftsführung eines solchen Versicherungsträgers 

außerordentlich erSCll\iert, liegt auf der Hand und vrürde 
den in der Anfrage für den Alternativvorschlag ins 

Treffen geführten Vorzug einer durch die größere Zahl 
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der Versicherten bedingten rationelleren Gestion zu­
nichte macheno Außerdem wäre bei dieser Lösung dann 
wieder keine Gew~hr für eine einheitliche Rechtsan­
wendurlg geboten .. 

Darüber hinaus sollte nicht übersehen vlerden, 
daß schon im Hinblick auf den natürlichen Widerstreit 
der Interessen auch im Bereich der Selbstverwaltung 
die Interessen der Dienstnehmer bei einem Versiche­
r~~gsträger, der nur eine Versicherung der Unselb-. 
ständigen durchführt, besser gewahrt werden können 
als bei einem Versicherungsträger, der auch für die 
Sozialversicheru..11.g der Selbständig·en zuständig ist. 

Aus diesen Gründen glaube ich, daH der in der 
Anfrage bezeichnete Alternativvorschlag keine Verbes­
serung gegenüber der im Ent\rmrf der 29 .. Novelle zum 
ASVG getroffenen Regelung darstellt; ich kann mich 
da...'1.er diesem Vorschlag nicht anschließeno 
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